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Statuten der Ortsgruppe Klagenfurt  

des Österreichischen 

Gebrauchshundsportverbandes 

im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 

 

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

(1) Der Verein führt den Namen „Österreichischer Gebrauchshundesport – Verband (ÖGV), 

Ortsgruppe (OG), Klagenfurt. 

(2) Er hat seinen Sitz in 9020 Klagenfurt / Wörthersee und erstreckt seine Tätigkeit auf das 

Bundesland Kärnten mit dem Hauptaugenmerk auf das Stadtgebiet von Klagenfurt. 

(3) Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt. 

 

§ 2: Zweck 

 

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt: 

1. die Förderung der sportlichen Betätigung mit oder ohne Hund zur Verbesserung des 

gesundheitlichen Wohlbefindens sowie die Vertiefung der Mensch-Tier-Beziehung im Zuge 

der Ausübung des Hundesports; 

2. die Förderung und die Verbreitung des Hundesports im Allgemeinen; 

3. Tierschutz und Unterstützung hilfsbedürftiger Personen durch ausgebildete Sport-, Begleit-, 

Rettungs- sowie Arbeitshunde; 

4. die Wahrung der sportlichen Interessen gegenüber der Öffentlichkeit und den Behörden; 

5. Koordination der Zielsetzungen von Ortsgruppen sowie Verbandskörperschaften mit 

hundesportlichen Interessen; 
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6. Förderung kynologischen Inhalts: 

a) die Förderung der Leistungsfähigkeit und Gebrauchsfähigkeit sowie Ausbildung von 

Hunden aller Rassen mit oder ohne Abstammungsnachweis unter besonderer 

Berücksichtigung der Ausbildung von Sport-, Begleit-, Rettungs- sowie Arbeitshunden, 

b) die Förderung des Zusammenwirkens aller Aktiven an der Ausbildung, dem Einsatz und 

der Verwendung von Gebrauchshunden, interessierten und arbeitenden Personen, 

c) die Beratung in kynologischen Anliegen 

 

§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes 

(1) Der Vereinszweck soll durch die in Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen 

Mittel erreicht werden. 

(2) Als ideelle Mittel dienen 

 Werbung  in der Öffentlichkeit und Ausbildung    

 Abhalten von Wettkämpfen mit Hund, Leistungsprüfungen und Vorführungen 

 Beratung bei sportlicher Betätigung zur Förderung und Erhaltung körperlicher Fitness. 

 Mitgliederberatung bei der Anschaffung von Hunden. 

 Durchführung diverser Versammlungen für Mitglieder. 

 Ehrung verdienstvoller Mitglieder. 

(3) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 

 Beitrags-, Einschreibgebühren sowie Mitgliedsbeiträge 

 Erträgnisse Veranstaltungen 

 Spenden 

 Vermächtnisse und sonstige Zuwendungen 

 Bausteinaktionen 

Die aufgebrachten materiellen und finanziellen Mittel dürfen nur für satzungsgemäße 

Zwecke verwendet werden  

 

§ 4: Arten der Mitgliedschaft 

(1)Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche, 

Anschlußmitglieder, Gastmitglieder und Ehrenmitglieder 

(2) Ordentliches Mitglied kann jede mündige Person und jede juristische Person (vertreten 

durch ihre Organe) werden. Minderjährige werden durch den gesetzlichen Vertreter vertreten. 

Das ordentliche Mitglied hat alle Rechte und Pflichten. 

 

(3)Anschlussmitglieder können enge Angehörige sein. Für diese ist die Kopfquote zu zahlen 



(4)Gastmitglied kann eine Person sein, die eine Mitgliedschaft anstrebt. Dieses Mitglied ist 

antragsberechtigt aber nicht stimm- und wahlberechtigt. Es ist die Kopfquote zu bezahlen.   

(5) Ehrenobmann: wird von der Ortsgruppenvollversammlung ernannt. Für ihn ist die 

Kopfquote zu bezahlen. 

 

§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen werden, die auf Grund eines 

schriftlichen Ansuchens (Beitrittserklärung) von der Ortsgruppe aufgenommen werden und 

den satzungsgemäßen Jahresbeitrag leisten. 

(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet die 

OGL
1
. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 

(3) Bis zur Entstehung des Vereins (der Ortsgruppe) erfolgt die vorläufige Aufnahme von 

ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern durch die Vereinsgründer, im Fall einer 

bereits bestellten OGL durch diesen. Diese Mitgliedschaft wird erst mit Entstehung des 

Vereins wirksam. Wird die OGL erst nach Entstehung des Vereins bestellt, erfolgt auch die 

(definitive) Aufnahme ordentlicher und außerordentlicher Mitglieder bis dahin durch die 

Gründer des Vereins bzw. der Ortsgruppe. 

(3)  Ehrenmitglieder werden durch die DHV über Antrag der OG, des LV oder des 

Vorstandes ernannt 

(4) Ein von einer OG ausgeschlossenens Mitglied kann nur mit Zustimmung des Vorstandes 

wieder in einer  OG aufgenommen werden. 

 

§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch freiwilligen Austritt oder durch Ausschluss. 

(2) Der freiwillige Austritt kann jederzeit erfolgen. Die Austrittserklärung hat mittels Brief bis 

spätestens 31.10. des jeweiligen Jahres an die OGL zu erfolgen. Erfolgt die Austrittserklärung 

nach dem 31.10., ist der Mitgliedsbeitrag auch noch für das nachfolgende Geschäftsjahr zu 

bezahlen. Ein anhängiges Ausschlussverfahren ist trotz mittlerweile erfolgtem Austritt 

einzustellen. 

(3) Durch Ausschluß: Die OGL kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz 

eingeschriebener Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als sechs 

Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zu 

Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hievon unberührt. Gegen eine 

Streichung aus der Mitgliederliste ist kein Rechtsmittel zulässig 

(4) Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann von der OGL auch wegen grober 

Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt werden.  

(5) durch Auflösung der OG oder der VK 

                                                           
1
 OGL = Ortsgruppenleitung 



(6) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen 

von der DHV über Antrag der OGL beschlossen werden.  

 

§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1)Die Ehrenmitglieder, die ordentlichen Mitglieder und die Anschlussmitglieder sind in der 

zuständigen Ortsgruppe antrags-, stimm- und wahlberechtigt. Gastmitglieder sind lediglich 

antrags- aber nicht stimmberechtigt 

(2) Sämtliche Mitglieder sind berechtigt, Unterstützung und Förderung in ihren 

kynologischen und fachlichen Bestrebungen zu verlangen, die Ausbildungsplätze, Kurse oder 

Schulungen nach den jeweiligen Einzelbestimmungen zu besuchen und an Veranstaltungen 

teilzunehmen. 

(3) Alle Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen des Vereines nach den jeweiligen 

Einzelbestimmungen in Anspruch zu nehmen. 

(4) Sämtliche Mitglieder anerkennen durch ihren Beitritt die Satzung der Ortsgruppe und der 

ÖGV Verbandskörperschaft. Sie sind verpflichtet, die Vereinsinteressen zu vertreten und den 

satzungsmäßigen Mitgliedsbeitrag bis 31.03. zu entrichten. 

(5) Die Mitglieder einer Ortsgruppe oder Verbandskörperschaft sollen ihre Hunde 

grundsätzlich bei den vom Verband durchgeführten Veranstaltungen prüfen lassen und sind 

verpflichtet, die Hunde in das Sportregister des ÖGV nach den hierfür bestehenden 

Bestimmungen eintragen zu lassen und sämtliche Verbandsveranstaltungen nach besten 

Kräften zu unterstützen. 

(6) Die Mitglieder einer Ortsgruppe sind verpflichtet, den Anweisungen und Beschlüssen der 

OGL Folge zu leisten. Besteht der begründete Verdacht, dass ein Mitglied einer Ortsgruppe 

einen die Interessen des ÖGV betreffenden verwaltungs- und/oder strafrechtlich relevanten 

Sachverhalt gesetzt hat, (z.B. Veruntreuung oder Unterschlagung von Vereinsgeldern), so ist 

die OGL gegenüber dem Vorstand zur Auskunftserteilung und Klärung des Sachverhaltes 

verpflichtet. 

 

§ 8 Datenschutz:  

Durch den Beitritt zu einer OG erteilt das Mitglied seine ausdrückliche und unwiderrufliche 

Zustimmung zur elektronischen Datenverarbeitung sowie zur Weitergabe der 

personenbezogenen Daten für Vereins/Verbandszwecke.  

 

§ 9: Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind die Ortsgruppen-Vollversammlung (§§ 9 und 10), die 

Ortsgruppenleitung (§§ 11 bis 13), die Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht. 

 

 



§ 10 Ortsgruppen-Vollversammlung – OGVV 

(1) Die Ortsgruppenvollversammlung wird durch den Obmann, unter schriftlicher Mitteilung 

an den LV und den Vorstand 4 Wochen vor deren Durchführung einberufen. 

(2) Die OGVV ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Eine 

ordentliche OGVV findet jährlich, spätestens aber bis zum 15. März eines Kalenderjahres 

Jahre statt.  

(3) Eine außerordentliche OGVV findet auf Beschluss der OGL der ordentlichen OGVV oder 

auf schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen der 

Rechnungsprüfer binnen vier Wochen statt. Bei Funktionsunfähigkeit der OG wird eine  a.o 

OGVV durch den Vorstand einberufen. 

Die Einberufung hat unter denselben Bedingungen wie jene der ordentlichen Delegierten-

Hauptversammlung schriftlich und innerhalb von 4 Wochen nach Einlangen des Antrags zu 

erfolgen. 

(4) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen OGVV sind alle 

Mitglieder mindestens vier Wochen vor dem Termin schriftlich, mittels Telefax oder per E-

Mail (an die vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene Adresse) einzuladen. Die 

Anberaumung der OGVV hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen 

 (5) Anträge zur Tagesordnung müssen spätestens 8 Tage vor Durchführung der OGVV bei 

der OGL schriftlich eingebracht werden, sonst werden sie in der OGVV nicht behandelt. 

Wahlvorschläge sind spätestens 21 Tage vor der OGVV schriftlich an die OGL einzubringen. 

(6) Gültige Beschlüsse - ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 

außerordentlichen Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden.  

(7) Bei der OGVV sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur die 

ordentlichen und die Ehrenmitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des 

Stimmrechts auf ein anderes Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist nicht 

zulässig. 

(8). Ist die OGVV zum angesetzten Termin nicht beschlussfähig, so wird vom Obmann der 

OG im Einvernehmen mit der OGL eine Verschiebung um 15 Minuten verkündigt. Nach 

dieser Wartefrist ist die OGVV ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder 

beschlussfähig 

(9) Die Wahlen und die Beschlussfähigkeit in der OGVV erfolgen in der Regel mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins 

geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten Mehrheit 

von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(10) Den Vorsitz in der OGVV führt der Obmann, in dessen Verhinderung sein Stellvertreter. 

Wenn auch dieser verhindert ist, so führt das an Jahren älteste anwesende Mitglied der OGL 

den Vorsitz. 

 

§ 11 Aufgaben der Ortsgruppenvollversammlung 

Der Ortsgruppenvollversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

(1) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des 

Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer. 



(2) Beschlussfassung über den Voranschlag 

(3) Wahl und Enthebung der Mitglieder der OGL und der Rechnungsprüfer. 

(4) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein.  

(5) Entlastung der OGL. 

(6) Festsetzung der Höhe der Einschreibgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und 

für außerordentliche Mitglieder 

(7) Beschlussfassung über Statutenänderung und die freiwillige Auflösung des Vereins. 

(8) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen. 

 

§ 12:  Ortsgruppenleitung 

(1)Die Ortsgruppenleitung besteht zumindest aus:   

a)dem Obmann,  

b)dem Schriftführer,  

c)dem Kassier 

Die Stellvertreter der drei genannten Funktionäre können aus den Mitgliedern der OG 

gewählt werden  

Die OGL führt die Geschäfte der Ortsgruppe und ist dem Vorstand, verantwortlich Ihre 

Funktionsperiode beträgt drei Jahre. 

(2) Die OGL wird von der OGVV gewählt. Die OGL hat bei Ausscheiden eines gewählten 

Mitgliedes das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die 

nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden OGVV einzuholen ist. Fällt die OGL 

ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, 

so ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche OGVV zum 

Zweck der Neuwahl einer OGL einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer 

handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, 

unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim Vorstand des ÖGV zu beantragen.  

(3) Die Funktionsperiode der OGL beträgt 3 Jahre. Wiederwahl ist möglich. 

(4) Die OGL wird vom Obmann, in dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter  

einberufen.. Ist auch dieser auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige OGL 

- Mitglied die OGL einberufen. 

(5) Die OGL ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Leitungsmitglieder anwesend ist. Die 

Beschlüsse der OGL werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit 

entscheidet der Vorsitzende. 

(6) Den Vorsitz führt der Obmann, bei Verhinderung sein Stellvertreter. Ist auch dieser 

verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Mitglied der OGL oder 

jenem Mitglied der OGL, das die übrigen Mitglieder der OGL mehrheitlich dazu bestimmen. 

(7) Außer durch den Tod oder Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion 

eines OGL Mitgliedes durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt ( Abs. 10) 

(8) Die OGVV kann jederzeit die gesamte OGL oder einzelne Mitglieder entheben. Die 

Enthebung tritt mit Bestellung der neuen OGL bzw. OGL - Mitglieds in Kraft. 



(9) Die Mitglieder der OGL können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 

Rücktrittserklärung ist an den Obmann zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. 

Kooptierung eines Nachfolgers wirksam.  

(10) Wird eine OGL funktionsunfähig bzw. ist nur mehr ein von der OGVV gewähltes 

Leitungsmitglied im Amt, ist der von der Delegierten-Hauptversammlung gewählte Vorstand 

berechtigt, eine außerordentliche OGVV einzuberufen. Bis zur Wahl der neuen Ortsgruppen-

Leitung betraut der von der Delegierten-Hauptversammlung gewählte Vorstand 

Vereinsmitglieder der betroffenen Ortsgruppe interimistisch mit der Ortsgruppen-Leitung. 

 

§ 13:  Aufgaben der Ortsgruppenleitung 

 

(1) Die OGL führt die Geschäfte der Ortsgruppe und ist dem Vorstand verantwortlich; ihre 

Funktionsperiode beträgt drei Jahre. 

(2) Die Ortsgruppen-Leitung besteht aus: 

a) dem Obmann, seinem Stellvertreter 

b) dem Kassier , seinem Stellvertreter 

c) dem Schriftführer, seinem Stellvertreter 

(3) Die Mitglieder der Ortsgruppe haben ebenfalls sowohl Antrags- als auch Stimmrecht. 

(4) Die OGL beruft eine dem Umfang der Ortsgruppe angepasste Anzahl von Beisitzern. 

Diese haben lediglich Antrags-, aber kein Stimmrecht. 

(5) Die OGL verteilt unter sich und den Beisitzern die Geschäfte. 

(6) Der Obmann oder sein Stellvertreter vertritt die Ortsgruppe nach außen, fertigt sämtliche 

Schriftstücke, beruft die Sitzungen und die Versammlungen ein und führt bei diesen den 

Vorsitz. 

(7) Die Einberufung zur Leitungssitzung muss jedem Leitungsmitglied schriftlich, per E-Mail 

14 Tage vorher oder nachweislich mündlich zur Kenntnis gebracht werden. Eine Übertragung 

der Rechte eines Leitungsmitgliedes durch Vollmacht ist nicht gestattet. Der Obmann ist 

berechtigt, bei allen Sitzungen mitzustimmen. 

(8) Der Schriftführer oder sein Stellvertreter hat sämtliche Schriftstücke anzufertigen, die 

Protokolle zu führen und gegenzeichnet sämtliche wichtige Schriftstücke mit dem 

Ortsgruppenleiter bzw. Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter. 

(9) Der Kassier oder sein Stellvertreter verwaltet das Vermögen der Ortsgruppe, zeichnet mit 

dem Ortsgruppenleiter sämtliche die Kassagebarung betreffenden Schriftstücke, hat bei der 

ordentlichen OGVV, auf Verlangen auch bei einer außerordentlichen OGVV, sowie bei den 

Leitungssitzungen einen Kassabericht zu erstatten. 

(10) Die OGL ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Leitungsmitglieder anwesend ist. Die 

Beschlüsse der OGL werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit 

entscheidet der Vorsitzende. 

(11) Die OGL ist berechtigt, Ortsgruppenmitglieder in die OGL zu kooptieren. 



(12) Die OGL ist verpflichtet, dem Vorstand jährlich bis spätestens 31.12. die endgültigen 

An- und Abmeldungen für den Jahresabschluss bekannt zu geben, sowie die von der letzten 

Delegierten-Hauptversammlung beschlossene Kopfquote für das laufende Vereinsjahr bis 14 

Tage nach der Vorschreibung, jedoch längstens bis 01. 03. des Folgejahres zu entrichten. 

(13) Die OGL hat spätestens 1 Monat vor Durchführung der Delegierten-Hauptversammlung 

des ÖGV die Delegierten sowie die Ersatzdelegierten für die Delegierten-Hauptversammlung 

zu bestimmen und diese namentlich schriftlich, E-Mail dem Vorstand zu melden. 

(14) Die OGL hat jährlich bis spätestens 31. 03. das Protokoll der OGVV an den Vorstand 

schriftlich zu übermitteln. 

(15) Berichtigungen der Mitgliederliste sind dem Vorstand laufend über das ÖGV-

Verwaltungsprogramm mitzuteilen. 

(16) Die OGL muss innerhalb von 4 Wochen über die Tätigkeit und die finanzielle Gebarung 

der Ortsgruppe informieren, wenn dies mindestens ein Zehntel der Mitglieder unter Angaben 

von Gründen verlangt. 

 

§ 14: Rechnungsprüfer 

 

(1) Die Rechnungsprüfer dienen der Kontrolle der Buchhaltung, sowie der Geld- und 

Vermögensgebarung der Ortsgruppe. 

(2) Die Rechnungsprüfer und deren Stellvertreter werden von der OGVV über Vorschlag der 

OGL der Ortsgruppe für die Dauer von 1 Jahr gewählt. 

(3) Die Rechnungsprüfer sind verpflichtet, die Geschäftsführungstätigkeit zu überwachen und 

auf Fehlentwicklungen zeitgerecht hinzuweisen. Kommt die OGL der Aufforderung, 

Gegenmaßnahmen zu ergreifen nicht nach, sind die Rechnungsprüfer verpflichtet, eine 

außerordentliche OGVV einzuberufen. 

(4) Die Rechnungsprüfer haben den Rechnungsabschluss am Ende des Geschäftsjahres mit 

allen Belegen zu prüfen und die OGVV über das Ergebnis einen Bericht vorzulegen und 

gegebenenfalls den Entlastungsantrag zu stellen. 

5) Erfüllt die Ortsgruppe die Voraussetzung des § 22 Abs. 2 VereinsG 2002, so gelten die 

Bestimmungen über die Rechnungsprüfer sinngemäß für den Abschlussprüfer. 

(6) Die Bestimmung gilt entsprechend für die Rechnungsprüfer bzw. den Abschluss-prüfer 

der Ortsgruppen bzw. Verbandskörperschaft. 

 

§ 15: Schiedsgericht 

1) Zur Austragung sämtlicher Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältnis, als auch in 

Disziplinarsachen (§ 26 der Satzungen des ÖGV) ist das verbandsinterne Schiedsgericht 

zur Entscheidung berufen. Die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes erstreckt sich auch auf 

sämtliche Leitungsmitglieder der Ortsgruppen und Verbandskörperschaften und auf den 

Vorstand des ÖGV. Das Schiedsgericht ist beim Vorstand des ÖGV eingerichtet.  

(2) Bei dem eingerichteten Schiedsgericht handelt es sich um eine Schlichtungs- Einrichtung 

im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Da diese Schlichtungseinrichtung nicht als 



Schiedsgericht im Sinne der §§ 577 ff ZPO eingerichtet ist, ist die Anrufung der ordentlichen 

Gerichte zulässig. 

3) Streitigkeiten innerhalb der Mitglieder einer OG sind durch die OGL zu behandeln und zu 

lösen.  

 

§ 16: Disziplinarordnung 

(1)Vereinsstrafen:  

a) Ermahnung 

b) Verwarnung unter Ausschlussandrohung 

c) Zeitweiliger Ausschluss 

d) Dauernder Ausschluss 

 

(2) Ausschließungsgründe: 

 

      a) Vereinsschädigendes Verhalten 

      b) Grober Verstoß gegen Vereinssatzungen (Statuten) 

      c)  Dem Anstand zuwiderlaufendes Benehmen gegenüber Mitgliedern des ÖGV 

      d) ungebührliches Benehmen gegenüber Richtern 

      e) haltlose und leichtfertige Verdächtigung eines anderen ÖGV Mitgliedes in 

          Vereinsangelegenheiten 

f)Unzukömmlichkeiten der Hundeausbildung oder in sonstiger kynologischer Beziehung, 

   insbesondere in Tierschutzrechtlicher Sicht 

 

g) ehrlose Handlungen inner und außerhalb des Vereines 

h) Ausschluss aus einer anderen Ortsgrppe oder Verbandskörperschaft 

       i) Nichtbefolgung von Anweisungen der Ortsgruppenleitung sowie gegen Beschlüsse        

           der Ortsgruppenleitung, des Vorstandes, der Verbandskörperschaft 

       j) Zuwiderhandeln gegen Entscheidungen des Schiedsgerichtes 

 

(3) Ausschlussverfahren in der Ortsgruppe/Verbandskörperschaft: 

 

a) Antrag der Ortsgruppenleitung an den Vorstand und Einleitung durch den Vorstand 

b) Ausschluss erfolgt nach Anhörung des Mitgliedes und Beschluss und Begründung der 

OGL oder des Vorstandes und anschließender Ausfertigung 

c) Dieser Beschluss der OGL ist dem Vorstand unverzüglich zu übermitteln 

d) Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied unverzüglich mit 

eingeschriebenem Brief zur Kenntnis zu bringen. 

e) Das Mitglied und der Vorstand haben nach Erhalt der Entscheidung, binner einer 

Frist von 4 Wochen nach wirksamer Zustellung  das Recht, das Schiedsgericht 

anzurufen. 

f) Während des Schiedsgerichtverfahrens ruhen die Mitgliederrechte. Das Ruhen der 

Mitgliedsrechte tritt mit Zustellung des Beschlusses über den Ausschluss in Kraft. 

g) Die Entscheidung kann in der Vereinszeitschrift veröffentlicht werden. 

h) Während des gesamten Ausschlussverfahrens kann der Obmann der OG 

ein Platzverbot von höchstens zwei Wochen aussprechen. Nach diesen zwei Wochen 

kann die OGL ein schriftliches Platzverbot anordnen, welches dem Mitglied 

zuzustellen ist. 

i) Auch ein Beschluss des Vorstandes ist von der OGL ein Platzverbot auszusprechen. 

j) Der Ausschluss aus einer OG wegen eines besonders schwerwiegenden Verstoßes 



kann nach Rechtskraft allen ÖGV OG sowie einer Veröffentlichung im 

Mitteilungsorgan „UH“ (unsere Hunde)  mitgeteilt werden. 

k) Die Aufnahme eines ausgeschlossenen Mitgliedes in eine andere OG bedarf der 

Zustimmung des Vorstandes ( 2/3 Mehrheit). 

 

 

§ 17: Freiwillige Auflösung des Vereins aus dem ÖGV (Verband) 

(1) Über die Auflösung des der Ortsgruppe kann nur eine eigens zu diesem Zweck 

einberufene OGVV entscheiden. 

(2) Der Beschluss der Auflösung der Ortsgruppe muss mit 2/3 Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder gefasst werden. 

(3) Ist die OGVV zum angesetzten Termin nicht beschlussfähig, so wird vom Obmann der 

OG im Einvernehmen mit der OGL eine Verschiebung um 15 Minuten verkündigt. Nach 

dieser Wartefrist ist die OGVV ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder 

beschlussfähig. 

(4) Diese OGVV beschließt nach erfolgtem Auflösungsbeschluss nach Rücksprache mit dem 

Vorstand (des Verbandes) des ÖGV über die Verwendung des vorhandenen 

Gesamtvermögens, welches ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im 

Sinne des §§ 34 ff BAO zu verwenden ist. 

 

§ 18: Schluss- und Übergangsbestimmungen 

(1), Die vorliegende Satzung tritt nach Genehmigung durch die Vereinsbehörde in Kraft und 

wird in der nächsten OGVV den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht. 

(2) Unabhängig von den Ortsgruppenstatuten sind die Statuten der Bundesverbands-

körperschaft verpflichtend anzuerkennen und stehen in keinem Widerspruch zu diesen 

Satzungen. 

(3) Eventuelle Satzungsänderungen sind der zuständigen Behörde nach Beschlussfassung 

umgehend zu melden. 

 

 

Für die Ortsgruppenleitung: 

Der Obmann: Klaus Peter Kronlechner                  Die Schriftführung: Gerda Blaschun 


